
Für das Nachschlagewerk! nein 
Für die Sammlung! nein
Für die Fachpresse! nein

Gesetzt § 626 BGB, §§ 7o, 72 HGB; § 286 ZPO; §§ 561, 514, 
554 Abs. 3 Nr. 2 b ZPO.

Leitsätze t

k e i n e

Aktenzeichens 2 nZR 239/54
Urteil des BAG vom 15. Dezember 1955 LAG Hamm/We stfale n
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2_;A2R__239/54 
4 Sa 645/53 (Hamm)

Verkündet 
am 15. ̂ ez ember 1955
gezo Mißler,Angestellter
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil

v ' h. '

In Sachen

hat der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund 
Hl der mündlichen Verhandlung vom 1 5. Dezember 1955 durch den

Senatspräsidenten Dr. Müller und die Bundesrichter Schilgen 
und Prcfessor Dr.Dr. Boldt sowie die Bundesarbeitsrichter 
Röglin und Schormann für Recht erkannt:

Alf die Revision der Beklagten wird das 
Urteil der 4. Kammer des Landesarbe.itsge- 
richto Hamm/Westf. vom 31. März 1954 
( 4 Sa 645/53) aufgehoben. Die Sache wird 
zur erneuten Verhandlung und Entscheidung, 
auch über die Kosten der Revision, an das 
Lundesarbeitsgericht Hamm zurückverwiesen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !
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Tatbest andj_

Der Kläger, der vorher selbständiger Spediteur in 
Hamburg war, schloss am 1. Juli 1951 mit der Beklagten 
einen schriftlichen Vertrag, nach dem er in Hamburg 
für die Beklagte als deren Prokurist mit Einzelproki^ra 
eine Filiale einzurichten und zu leiten hatte. Br bekam 
ein festes Gehalt von monatlich 600,- DM und sollte mit 
2o io am Reingewinn der Hamburger Filiale beteiligt sein. 
Innerhalb eines Jahres sollte der Kläger sein eigenes 
Geschäft abwickeln und im übrigen seine ganze Arbeits­
kraft für die Filiale einsetzen. Der Vertrag sollte 
beiderseits mit 6 Monaten Frist erstmalig zum 3o. Ju­
ni 1956 kündbar sein und sich, wenn er von keiner Seite 
gekündigt wurde, um weitere 5 Jahre verlängern. Die Be­
klagte sollte jedoch fristlos kundigen dürfen, wenn in 
der Person des Klägers ein Umstand eintrete, der das 
Ansehen der Beklagten stark gefährden könnte oder sogar 
in Misskredit bringen würde.

Nach lV2-jähriger Vertragsdauer veranlasste die 
Beklagte Anfang 1953 den Kläger, seinen Urlaub zu 
nehmen, und benutzte diese Zeit, um die Bücher der 
Filiale zu prüfen. Die dabei entdeckten angeblichen 
Unregelmässigkeiten nahm sie zum Anlass, dem Kläger 
am 27. Januar 1953 fristlos zu kündigen.

Der Kläger, der seit 24. Juni 1953 ein© neue Steile 
hat, in der er zunächst nur 5oo,- DM Monatsgehalt ver-' 
diente und nur mit 5$ am Gewinn beteiligt ist, hat auf 
Zahlung von 7.288,- DM Gehalt und Gehaltsdifferenz ge­
klagt sowie auf Rechnungslegung für die Zeit vom 1.Ju­
li 1951 bis zum 31. Juli 1953« Das Arbeitsgericht hat 
die Beklagte nur verurteilt, dem Kläger über den vom
1. Juli 1951 bis 31. Dezember 1952 in der Hamburger Fi­
liale erzielten Gewinn Rechnung zu erteilen. Mit den 
weitergehenden Ansprüchen hat es den Kläger abgewiesen, 
weil seine fristlose Entlassung begründet sei. Auf die
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Berufung des Klägers hat das landesarbeitsgericht die Beklag­
te verurteilt, an den Kläger 2271>94 DM und an das Arbeits­
amt Bad Oldesloe 611,84 DM zu zahlen. Ferner hat es festge­
stellt, dass die Beklagte verpflichtet ist,

a) für die Zeit-.vom 24. Juni 1953 bis zum 3o. Juni 1956 dem Kläger monatlich den 
Unterschied zwischen seinem jetzigen 
Gehalt und dem Betrage von 6o5,~ DM
zu zahlen}

b) dem Kläger für die Zeit von 1953 bis 
3o. Juni 1956 jeweils am 1. April für 
das vorangegangene Jahr über die in der 
Hamburger Filiale erzielten Gewinne 
Rechnung zu legen und ihm die Belege 
vorzulegen}

p) dem Kläger jeweils am 1. April für das 
vorangegangene Jahr 2o cß> des sich aus 
der Rechnungslegung ergebenden Gewinnes 
zu zahlen.

Mit ihrer Revision beantragt die Beklagte, das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts aufzuheben und die über die rechts­
kräftige Verurteilung der Beklagten durch das Arbeitsgericht 
hinausgehende Klage abzuweisen. Hilfsweise bittet die Be­
klagte, die Sache zur anderweiten Verhandlung und Entschei­
dung an eine andere Kammer des Landesarbeitsgerichts zurückzu­
vor weisen .Der Kläger beantragt, die Revision zurückziweiaeho

Die Revision rügt die Verletzung formellen und materi­
ellen Rechts.

Ents chei dungsgründe s

Die nach § 72 Abs. 1 Satz 4 und 5 ArbGG zulässige Re­
vision der Beklagten ist begründet.

I. Sämtliche im angefochtenen Urteil dem Kläger zuer­
kannten Ansprüche hängen davon ab, ob die Beklagte zur frist 
losen Entlassung des Klägers einen wichtigen Grund im Sinne
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von § 626 BGB und §§ 7o, 72 HGB hatte» Die. Erkenntnis 
des Landesarbeitsgerichts, dass solch wichtiger Grund 
hier nicht gegeben war, kann allerdings im Revisions­
verfahren nur in beschränktem Umfange nachgeprüft wer­
den. Der Senat darf, wenn man von den Verfahrensrügen 
zunächst absieht, im wesentlichen nur prüfen, ob das 
Landesarbeitsgericht den Rechtsbegriff des wichtigen 
Grundes frei von Rechtsirrtum und Inneren Widersprü­
chen erkannt und angewandt hat» Bei Prüfung der rich­
tigen .Anwendung dieses unbestimmten Rechtsbegriffes 
müssen die Umstände ausser Betracht bleiben, die die 
tatsächliche Besonderheit des einsseinen Palles als 
solchen ausmachen. Diese Besonderheiten unterliegen 
eben wegen ihres tatsächlichen Charakters auch nur der 
Würdigung des Tatsachenrichters, der sie festgestellt 
hat, und diese Würdigung ist deshalb, sofern sie über­
haupt nur vertretbar ist, einer abweichenden Beurtei­
lung durch das Revisionsgericht entzogen. Das Revisions 
gericht hat aber zu prüfen, ob das angefochtene Urteil 
alle für die Präge nach dem wichtigen Grund wesentli­
chen Umstände berücksichtigt hat. Denn der Begriff des 
wichtigen Grundes lässt sich erschöpfend dahin umschrei 
ben, dass dem Kündigenden nicht mehr zugemutet werden 
kann, das Arbeitsverhältnis auch nur für die Dauer ei­
ner Kündigungsfrist förtzusetzen. Die Prüfung der Zu­
mutbarkeit erfordert aber, dass all£ Interessen, die 
vernünftigerweise für oder gegen eine sofortige Been­
digung des Arbeitsverhältnisses sprechen könnten, in 
Betracht gezogen und erwogen werden. Fehlt es an einer 
solchen erschöpfenden Abwägung, dann 'ist jedenfalls in 
der Regel die Möglichkeit nicht auszuschliessen, dass 
das angefochtene'Urteil von einer rechtsirrigen Vor­
stellung hinsichtlich der Rechtsbegriffe " Zumutbarkeit 
und " wichtiger Grund " ausgegangen ist, und dass es 
auf diesem Rechtsirrtum beruht» Deshalb gehört die Voll
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ständigkeit der Zumutbarkeitserwägungen mit zum materiellen 
Tatbestand der § 626 BGB, §§ 7o, 72 HGB. Bie ist vom Revi­
sionsgericht zu prüfen, ohne dass es dazu einer Verfahrens­
rüge, insbesondere der Rüge einer Verletzung des § 286 ZPO, 
bedarf. Diese Grundsätze hat der Senat in seinen zur Ver­
öffentlichung in der amtlichen Sammlung bestimmten Entschei­
dungen vom 3. November 1955 ( 2 A2R 39/54 und 2 AZR 86/54 ) 
ausgesprochen und angewandt.

II. Das angefochtene Urteil hat sie zweifellos in einem 
Punkte erkennbar verletzt. Die Beklagte hatte die fristlose 
Entlassung des Klägers u.a. darauf gestützt, dass der Kläger 
eigenmächtig einen erhöhten l)hnsteuerfreien Betrag seines 
Gehalts für sich in Anspruch genommen habe, der nachher vom 
Finanzamt nicht anerkannt worden sei, was zu einer Steuer­
nachforderung an die Beklagte führte. Das Landesarbeitsge­
richt sieht hierin zwar eine steuerliche Inkorrektheit des 
Klägers; sie könne auch selbst dann nicht entschuldigt wer­
den, wenn man annehme, dass der Kläger insoweit gutgläubig 
war, als ihm die Anerkennung des erhöhten Freibetrages von 
Beamten des Finanzamts vorher in Aussicht gestellt worden 
sei. Jedoch habe hier für die Beklagte nicht die geringste 
Gefahr einer Schädigung bestanden; mit seinem dazu ausrei­
chenden Gehalt habe nämlich der Kläger für etwaige Nachfor­
derungen des Finanzamts gehaftet. Diese Ausführungen enthal­
ten keine erschöpfende Würdigung des festgestellten Sachver-* 
halts. Denn sie begnügen sich mit der Feststellung, dass die 
Beklagte durch die steuerliche Inkorrektheit des Klägers kei­
ne geldliche Einbusse zu befürchten brauchte, ziehen aber 
nicht die mit der Aufdeckung dieser Inkorrektheit möglicher­
weise verbundene Schädigung des Ansehens der Beklagten in Be­
tracht. Auch auf diese Seite der Angelegenheit einzugehen 
wäre im übrigen umso notwendiger gewesen, als der Anstellungs- 
Vertrag vom 1. Juli 1951 ausdrücklich.das Recht der Beklagten 
zur fristlosen Kündigung für den-Fall festhält, dass in der 
Person des Klägers ein Umstand eintrete, der das Ansehen der
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Beklagten stark gefährden könnte oder in Misskredit .brin­
gen würde. bas Landesarbeitsgericht hat aber in seinen 
Entscheidungsgründen die genannte Bestimmung des Vertra­
ges überhaupt nicht erwähnt und auf die leitende Stellung 
des Klägers nur in anderem Zusammenhang hingewiesen, bes- 
halb muss angenommen werden und ist es jedenfalls nicht 
auszuschliessen, dass das Landesarbeitsgericht die Frage 
einer Beeinträchtigung des Rufes der Beklagten sowohl 
bei der Würdigung des einseinen Vorganges als auch bei 
der abschliessenden Interessenabwägung nicht oder nicht 
genügend im Blick gehabt hat. Hatte es sie berücksichtigt, 
dann wäre es möglicherweise zu einer anderen Entscheidung 
gekommen, biese Erwägung führt bereits dazu, das ange- 
fochtene Urteil aufzuheben und die Sache zur erneuten 
Verhandlung und Entscheidung in die Vorinstanz zurückzu- 
verweisen ( .§§ 564 Abs. 1, 565 Abs. 1 Satz 1 ZPO). Zu 
der von der Beklagten angeregten Zurückverweisung an 
eine andere Kammer ( § 565 Abs. 1 Satz 2 ) hat der Senat 
keinen Anlass gesehen.

III. Hiernach kommt es auf alle weiteren Revisions­
rügen nicht mehr entscheidend an. Sie würden übrigens 
nicht durchdringen können, bas Landesarbeitsgericht ist 
aber nicht gehindert, die betreffenden Punkte im weite­
ren Verfahren tatsächlich neu zu erörtern und danach 
anders zu würdigen. Wegen dieser Möglichkeit soll auf 
einige Rügen kurz eingegangen werden.

1.) bie Revision rügt zunächst .prozessual, das 
Landesarbeitsgericht habe die Beweisantritte der Be­
klagten dafür nicht berücksichtigt, dass der Kläger 
bei Sammelladungen seine eigene Firma eingeschaltet 
und sich dadurch unberechtigte Vorteile verschafft habe, 
bas angefochtene Urteil führt zu diesem Punkt lediglich 
aus, die Beklagte habe nicht den Beweis dafür erbringen 
können, ja nicht einmal angetreten, dass der Kläger zum 
Nachteil der Beklagten bispositionen in Bezug auf Spedi-
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tionsgeschäfte getroffen hat. Damit wollte das Landesarbeits­
gericht offenbar zum Ausdruck bringen, dass es die etwaigen 
Unregelmässigkeiten des Klägers in diesem Zusammenhang nur 
insoweit für rechtserheblich hielt, als sie nicht nur darauf 
hinzielten, dem Kläger einen Gewinn zu bringen, sondern auch 
geeignet waren, die Beklagte zu schädigen. Diese Auffassung 
ist rechtlich nicht zu beanstanden. Dass das Vorgehen des 
Klägers das Vermögen oder das Ansehen der Beklagten geschä­
digt habe oder ernstlich schädigen konnte, hat die Beklagte 
vor dem Landesarbeitsgericht nicht ausreichend dargelegt.
Das Landesarbeitsgericht konnte deshalb nach dem Sach- und 
Streitstand bei der letzten mündlichen Verhandlung die Be­
weisantritte der Beklagten ohne Verstoss gegen § 286 ZPO 
übergehen.

2. ) Unbegründet ist auch die weitere Verfahrensrüge, 
das Landesarbeitsgericht habe die von der Beklagten in der 
letzter, mündlichen Verhandlung beantragte Auskunft des Ver­
eins Hamburger Spediteure e,V. nicht eingeholt, mit der die 
Beklagte beweisen wollte, dass der Kläger sich entgegen sei­
ner Behauptung gar nicht um eine Mitgliedschaft der Beklag­
ter. bei diesem Verein bemüht habe. Demi weder aus dem ange­
fochtenen Urteil noch aus der Sitzungsniederschrift geht 
hervor, dass die Beklagte einen solchen Beweisantrag gestellt 
hat. Die Verfahrensrüge entbehrt deshalb der notwendigen tat-“ 
sächlichen Grundlage ( §§ 561 Abs. 1, 554 Abs. 3 Kt* 2 b,
314 ZPO).

3. ) Bezüglich der doppelten Verbuchung der monatlichen ( 
Beihilfe für den Lehrling Schudobay hat das angefochtene ■' 
Urteil den Sachverhalt dahin gewürdigt, es handle sich nach ‘ 
der einleuchtenden Erklärung des Klägers nur um ein Buchungs- 
versehen und somit sei der Verdacht einer Unterschlagung be­
seitigt. Es sei auch unwahrscheinlich, dass der Kläger, wenn 
er die Absicht einer Unterschlagung gehabt hätte, eine so 
leicht durchschaubare falsche Buchung noch dazu durch einen 
Angestellten habe ausführen lassen. Wenn die Revision dazu

t

ll:
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meint, es bestehe doch, ein dringender Verdacht gegen den 
Kläger, so ist dies ein unzulässiger Ingriff gegen eine 
tatsächliche Feststellung.

4. ) Hinsichtlich des festen Spesenbetrages von mo­
natlich 1 {jo,- DM, den der Kläger für sich in Anspruch 
genommen hat, ohne seine tatsächlichen aufgewandten Spe­
sen nachzuweisen, meint das angefoehtene Urteil, man 
könne aus dem Bestätigungsschreiben der Beklagten(vom 
11. September 1951 ) herauslesen, dass die Beklagte mit 
einem solchen Verfahren einverstanden war. Auch dies 
ist eine tatsächliche Feststellung, die der Nachprüfung 
im Revisionsverfahren grundsätzlich entzogen ist und 
durch das Revisionsvorbringen nicht erschüttert wird.

Um tatsächliche Feststellungen geht es ferner, wenn 
das Landesarbeitsgericht sagt, bei den Vorgängen um die 
Porti- und sonstigen kleineren Ausgaben handles es sich 
um geringfügige Unstimmigkeiten, die nicht unbedingt 
auf Unzuverlässigkeit und Böswilligkeit des Klägers 
schliessen Hessen.

5. ) Mit Recht hat das Landesarbeitsgericht unter 
Hinweis auf die Entscheidung des Reichsgerichts in
JW 1957, 2827 ausgeführt, dass die Langfristigkeit des 
Vertrages vom 1. Juli 1951 and das mit seinem Abschluss 
verbundene Aufgeben des früheren eigenen Geschäfts eine 
fristlose Entlassung des Klägers für die Beklagte er­
schwerte. Ein derart strenger Maßstäb für die Gründe 
einer fristlosen Entlassung kommt nicht, wie die Revi­
sion meint, nur dann in Betracht, wenn der Arbeitnehmer 
siel " mit eigenen Investierungen wirtschaftlich mit 
seiner ganzen Existenz auf den Dienstvertrag eingestellt 
hat". Vielmehr hat jegliche engere Bindung des Arbeit­
nehmers an den Arbeitgeber die rechtliche Folge, dass 
sie unter einer Hinsicht die Lösung des Arbeitsverhält­
nisses schwieriger macht. Auf der anderen Seite darf 
allerdings nicht verkannt werden, dass dem Arbeitgeber
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die Fortsetzung des ArbeiteVerhältnisses auf nur kurze Zeit 
meist eher zuzumuten ist als das Durchhalten eines langfri­
stigen Vertrages. Vorliegend lässt sich nun nicht sagen, .dass 
das Landesarbeitsgericht die Interessen, die der Kläger bei 
Abschluss des Dienstverhältnisses mit der Beklagten aufgege­
ben hat, offensichtlich überbewertete. Insbesondere hat es 
nicht, wie die Revision anscheinend annimmt, festgestellt, - 
dass der Kläger ein gutgehendes Speditionsunternehmen auf- 
gegeben habe, sondern es hat sogar ausdrücklich eingeräumt, 
die .frühere Existenz des Klägers in seinem eigenen Geschäft 
sei " vielleicht nicht besonders grossartig " gewesen. Die 
einschlägige Würdigung des Sachverhalts liegt auch hier im 
wesentlichen auf tatsächlichem Gebiet und lässt ferner, da 
sie vertretbar ist, einen Rechtsirrtum nicht erkennen.

6. ) In diesem Zusammenhang erscheint es auch durchaus 
sinnvoll und ist es jedenfalls mit Rechtsgründen nicht zu 
beanstanden, wenn das angefochtene Urteil ausführt, die Be­
klagte habe sich vernünftigerweise zunächst einmal mit dem 
Kläger an einen Tisch setzen, eine Klärung der Differenzen 
versuchen und den Kläger erforderlichenfalls ermahnen müssen, 
bevor sie zum letzten .Mittel der fristlosen Entlassung griff« 
Die Revision rügt die hierin liegende Feststellung, die 
fristlose Entlassung sei ohne vorherige Rücksprache mit dem 
Kläger erklärt worden. Sie macht geltend, dass sie diese 
Behauptung des Klägers in erster Instanz bestritten und in 
der letzten mündlichen Verhandlung das Gegenteil durch Be­
nennung des Angestellten Geisler unter Beweis gestellt habe. 
Dieser Verfahrensrüge fehlt es jedoch an der notwendigen tat­
sächlichen Grundlage, weil jenes Bestreiten und jener Beweis­
antritt aus dem Tatbestand des angefochtenen Urteils oder 
der Sitzungsniedersehrift nicht hervorgehen.

7. ) Schliesslich ist es auch rechtlich nicht zu bean­
standen, dass das angefochtene Urteil der Erwägung Raum ge­
geben hat, die Beklagte habe den Kläger in Wirklichkeit we­
niger wegen der feotgestellten Mängel in der Buchführung 
fristlos entlassen, sondern diese Mängel nur zum äusseren
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Anlass genommen, um den ihr allgemein unliebsam geworde­
nen Kläger auf einfache Art los zu werden. Die Revision 
verkennt anscheinend, dass es sich dabei offenbar nur um 
Hilfserwägungen gehandelt hat, die zur Begründung des 
angefochtenen Urteils nicht notwendig waren, sondern das 
Bild nur abrunden sollten. Sie hat ferner nichts vorge­
bracht, was diese Hilfsbegründung erschüttern könnte.
Auch die Beklagte hat zugegeben, dass sie den von ihr 
angestellten Akquisiteuren die Möglichkeit einer späte­
ren Anstellung als Filialleiter eröffnet habe.

IV. In der neuerlichen Verhandlung wird darauf ein­
zugehen sein, dass nach dem Vertrag vom 1 .. Juli 1951 
das Monatsgehalt des Klägers bei der Beklagten’ 600,- DM 
betrug, während der Urteilstenor des Landesarbeitsgerichts 
offenbar von einem Betrag von 6o5»~ DM ausgeht.

gez. Dr. Müller Schilgen Dr. Boldt

Röglin Schormann
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